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Rechtspropaganda und Rechtserziehung
Unterstützung der Rechtserziehung in den 
Arbeitskollektiven durch die Gerichte
Dr. KARL-HEINZ CHRISTOPH,
Abteilungsleiter im Ministerium der Justiz

Mit der rechtserzieherischen und rech tepropagandis tischen 
Arbeit, die die Richter und Schöffen auf der Grundlage des 
Beschlusses des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom
7. Mai 1974t und des entsprechenden Beschlusses des Mini- 
sterrates vom 30. Mai 1974 leisten, wird' zunehmend die Ver­
wirklichung der ökonomischen Strategie der SED unterstützt. 
Es geht vor allem darum, die rechtserzieherische Ausstrah­
lung jener Verfahren zielgerichtet zu verbreitern, aus denen 
sich Konsequenzen für die bessere Durchsetzung des sozia­
listischen Rechts in Anbeit^kollektiven und durch die Leiter 
in Kombinaten und Betrieben dm Interesse der Erhöhung der 
Leistungskraft der Volkswirtschaft und der Leistungsberedt­
schaft der Werktätigen ergeben.2

Komponenten wirksamer Öffentlichkeitsarbeit der Gerichte

Von den Gerichten werden große Anstrengungen unternom­
men, eingeordnet in die .territorialen Initiativen die Rechis­
arbeit in den Kombinaten und Betrieben zu unterstützen 
und dazu vorbeugend .und verhütend gegen die Kriminalität 
und sonstige Rechtsverletzungen zu wirken.3 Richter und 
Schöffen vermitteln insbesondere mit den vor erweiterter 
Öffentlichkeit durchgeführten Verfahren und mit Verfah- 
rensauswertungen, Informationen über Erkenntnisse aus der 
Rechtsprechung sowie mit Gerichtskritiken, ffinweisschrei- 
ben und 'Empfehlungen Schlußfolgerungen und Lehren aus 
Einzelverfiahren sowie aus der Feststellung typischer Ursa­
chen und Bedingungen für Rechtsverletzungen und -konfilikte. 
Durch Hinweise für die Leitungstätigkeit und für die ideolo­
gische Arbeit in den Kombinaten und Betrieben tragen sie 
dazu bei, das Recht wirksam für die Planerfüllung zu nutzen 
sowie Rechtsverletzungen und anderen negativen .Erscheinun­
gen nachhaltig zu begegnen.

Als unverzichtbare Voraussetzung dafür, daß das rechts­
erzieherische Wirken der Gerichte zu hoher Effektivität ge­
langt, erweist sich, daß
— die öffentUchkeitsarbeit der Gerichte fest in die zentrale 

und territoriale Aufgabenstellung eingeordnet ist und die 
rechtspropagandistischen Maßnahmen als Bestandteil der 
von der Partei der Arbeiterklasse geführten politisch-ideo­
logischen Arbeit durchgeführt werden;

— Richter und Schöffen sich in dieser Tätigkeit auf inhalt­
liche Schwerpunkte — in Übereinstimmung mit den zen­
tralen Schwerpunkten der Rechtspropaganda4 — und auf 
Schwerpunktbetriebe dm Territorium konzentrieren;

— die Gerichte kontinuierlich und kameradschaftlich mit den 
Betriebsfunktionären Zusammenwirken;

— die rechtserzieherische Arbeit planmäßig organisiert und 
gleichzeitig exakt bestimmt wird, auf welchem Wege be­
stimmte Probleme zu lösen sind und wie zur Erhöhung 
der rechtserzieherischen Ausstrahlung der gerichtlichen 
Arbeit gesellschaftliche Kräfte, besonders Schöffen, besser 
einbezogen und unterstützt werden.

Verwirklichung der Einheit von Rechtsprechung, 
Rechtserziehung und Rechtspropaganda

Gemäß dem Prinzip der Einheit von Rechtsprechung, Rechts- 
erzäehung und Rechtspropaganda steht im Mittelpunkt der 
Öffentlichkeitsarbeit der Gerichte die Aufgabe, die rechts- 
erzüeherischen Möglichkeiten der gerichtlichen Verfahren um­
fassend zu nutzen.3 Die Erfahrungen der Praxis zeigen, daß 
vor allem solche vor erweiterter Öffentlichkeit durchgeführ­
ten Verfahren und solche Verfahrensauswertungen Verände­
rungen von Verhaltensweisen Werktätiger in den Kollektiven

bzw. leitungsmäßige Schlußfolgerungen in den Kombinaten 
und Betrieben zur besseren Durchsetzung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit .bewirken, bei denen Ursachen und Bedingun­
gen von Rechtsverletzungen und -konflibten konkrete Be­
züge zum Kampf der Werktätigen um vorbildliche Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit halben.

Das sind z. B. gerichtliche Verfahren, bei denen es um 
Fragen der Gewährleistung edner hohen Produktiorassicher- 
heit oder des Schutzes der Volkswirtschaft und des sozialisti­
schen Eigentums vor Schädigungen geht. Sie beinhalten im­
mer Ausgangspunkte für Auseinandersetzungen in entschei­
denden Fragen der Ausprägung sozialistischer Persönlichkei­
ten und machen Erfordernisse zur Überwindung festgestell­
ter negativer Umstände deutlich. Die zielgerichtete Einla­
dung von Leitern oder anderen Werktätigen, die durch das 
Verfahren 'besonders angesprochen werden sollen, schafft 
günstige Bedingungen für eine weitreichende rechtserziehe­
rische Wirkung.

Nachhaltige Ergebnisse in der 'Erziehung zum sozialisti­
schen Rechtsbewußtsein werden erreicht, wenn die Gerichte 
in Verfahren, die wichtige Probleme der Volkswirtschaft be­
treffen, so früh wie möglich Festlegungen über Maßnahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit, über die Zusammenarbeit mit Be­
trieben, Leitern und Arbeitskollektiven, über die Einbezie­
hung von Schöffen, Mitgliedern von gesellschaftlichen Gerich­
ten usw. treffen und grundsätzlich bereits in die Verfahrens­
konzeptionen aufnehmen. Demgemäß orientierte z. B. das 
Kreisgericht Forst in einem erneuten Verfahren gegen Mit­
arbeiter eines Betriebes wegen • Diebstahls von Broduktions- 
erzeugnissen in der Verfahrenskonzeption darauf, die Ge­
werkschaftsorganisation und Arbeitskollektive des Betriebes 
bei der stärkeren Herausbildung des sozialistischen Eigentü- 
merhew.ußtseins und des Verständnisses für eine gründliche 
Kontrolle zum Schutz der Produktion zu unterstützen. Das 
Gericht erarbeitete gemeinsam mit der Staatsanwaltschaft so­
wie staatlichen und gesellschaftlichen Leitungskräften des 
Betriebes die klare Zielstellung,
— die Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit durchzu­

führen,
— die Ergebnisse in Abtedlungsversammlungen mit den 

Werktätigen auszuwerten,
— die Verhandlung durch den Regionalsender aufzunehmen 

und auch über den Betriebsfunk zu senden,
— den Hinweis an den Betriebsleiter zu richten, die Kontroll- 

methoden zu ändern und den gesamten Fahrzeugverkehr 
in die Kontrolle einzubeziehen.
Die Maßnahmen, die auch mit dem Schöffenkollektiv des 

Betriebes abgestimmt wurden, haben das Denken und Han­
deln der Betriebsangehörigen zum Nutzen des sozialistischen 
Eigentums gefestigt. Solche Arbeitsweise sichert eine hohe 
Autorität der gerichtlichen Maßnahmen.

In arbeitsrechtlichen und neuererrechtlichen Verfahren 
und in der damit verbundenen Öffentlichkeitsarbeit wurden 
vielfältige Möglichkeiten zur Durchsetzung einer hohen Ar­
beitsdisziplin, zur vollen Ausschöpfung des Arbeitsvermögens 
sowie der disziplinarischen und materiellen Verantwortlich­
keit und zur Förderung der schöpferischen Arbeit der Werk­
tätigen bei der Rationalisierung und im Neuererwesen von 
den Gerichten genutzt. Beispielsweise nahmen im Bezirk 
Cottbus Gerichte zielstrebig darauf Einfluß, daß gegen Scha- * 7
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